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Vorwort





von Volker Schneider, MdB

Weiterbildung: Kein Konzept und wenig Ideen bei Schwarz-Rot

Bei vollmundigen Ankündigungen sind Ergebnisse nur mit der Lupe zu finden, könnte alle Jahre oder besser alle Legislaturperiode wieder das Fazit für die Weiterbildung lauten. So überraschte auch nicht, dass im schwarz-roten Koalitionsvertrag bedeutungsschwer angekündigt wird: „Wir wollen mittelfristig die Weiterbildung zur Vierten  Säule des Bildungssystems machen und mit bundeseinheitlichen Rahmenbedingungen eine Weiterbildung mit System etablieren.“ 

Von konkreten Aktivitäten der Bundesregierung in diese Richtung ist bis heute wenig bis nichts zu sehen. Die Frage nach bundeseinheitlichen Rahmenbedingungen in der Weiter-bildung wurde im Rahmen der Föderalismusreform tunlichst ignoriert. Auch die  Anhörung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des Dt. Bundestages am 29.Januar 2007 in Berlin hat den großen Handlungsbedarf unterstrichen, der auf diesem Gebiet besteht. 

Mit dieser Broschüre, die im wesentlichen eine Zusammenfassung der Stellungnahmen der Sachverständigen vom/zum 29.Januar enthält, wollen wir der Fachöffentlichkeit die Gelegen-

heit bieten, sich einen kompakten Überblick über den Stand der Debatte zu verschaffen, um in den nächsten Monaten möglichst intensiv für eine qualitative und quantitative Ausdehnung der Weiterbildungsanstrengungen in Deutschland einzutreten und zu werben. 

Denn internationale Vergleichsstudien stellen der deutschen Weiterbildung alles andere als gute Noten aus. Es mag noch ein schwacher Trost sein, dass nach der OECD-Veröffentli-chung „Bildung auf einen Blick 2006“ Deutschland hinsichtlich der Teilnahmestunden an berufsbezogener Weiterbildung im Laufe eines Berufslebens mit 398 Stunden noch knapp über dem OECD-Mittel von 389 Stunden liegt. Einen Vergleich mit „echten“ Konkurrenten wie Frankreich (713 Stunden), Schweiz (723 Stunden) und Dänemark (943 Stunden) sollte man allerdings besser vermeiden. Eine Teilnahmequote von 12 Prozent, die um ein Drittel niedriger liegt als das OECD-Mittel (18 Prozent) - die Vereinigten Staaten (37 Prozent), Dänemark (39 Prozent) oder Schweden (40 Prozent) weisen ganz andere Quoten aus ! – ist mehr beschämend als bescheiden. 

Und wieder einmal – leider – ist auch dieser Bildungsbereich in hohem Maße sozial selektiv. In Deutschland nahmen lediglich 3 Prozent der Personen mit einem Bildungsabschluss unterhalb der Sekundarstufe II im Vergleich zu 7 Prozent in der OECD an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teil, während dies 24 Prozent der Personen mit einem Abschluss des Tertiärbereichs taten (OECD 31 Prozent).

Und die Antwort der Bundesregierung? Außer der Vorstellung – bezeichnenderweise wenige Tage vor der Ausschußanhörung durch zwei BMBF-Gutachten nochmals werbewirksam in Szene gesetzt -, Arbeitnehmern Vermögensbildung auch in Form von Bildungssparen zu ermöglichen, zinsgünstige Kredite für die Weiterbildung zu gewähren und einem Mini-Zuschuss (max. die Hälfte der Kosten) von 154 Euro im Jahr fällt dem Bundesbildungsministerium derzeit anscheinend nichts ein. Geringqualifizierte und Beschäftigte aus dem Niedriglohnbereich werden mit solchen „Angeboten“ nicht erreicht. Diese Menschen müssen ihre ohnehin geringen Ersparnisse für andere Zwecke, nämlich für den Konsum und die Altersvorsorge, einsetzen; eine neue Form der  Vermögensbildung ist das für sie nicht. 

Bereits im März 2006 hat DIE LINKE. in einem Antrag an den Deutschen Bundestag (BT-Drs. 16/785 deutlich weiterreichende Forderungen erhoben: Darin fordern wir ein Gesamtkonzept für die Weiterbildung in Verbindung mit bundeseinheitlichen Rahmenregelungen ein. Dringend ist u.a.  mehr Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und Planungssicherheit für alle Beteiligten zu schaffen; dies muss  insbesondere den Beschäftigten in der Weiterbildung zugute kommen.   Wir wünschen dieser Broschüre eine weite Verbreitung und stehen für Rückmeldungen gern zur Verfügung.
Hoher Handlungsbedarf  -  aber  ein Bundesministerium 

ohne (weiter-)bildungspolitisches Konzept

Henning Schierholz

Zu den Ergebnissen der Weiterbildungs-Anhörung des Bundestagsauschusses für Bildung und Forschung am 29.Januar 07 

Für  Zwecke von „Weiterbildung und lebenslangem Lernen“ ist vom Bundes- ministerium für Bildung und Forschung und der dieses jetzt tragenden breiten Koalition für das Jahr  2007 die grandiose Summe von 38,4 Mio € in den Bundeshaushalt  eingestellt worden ( was zudem noch  deutlich unter den Ist-Ausgaben des Jahres 2004 liegt). Gleichzeitig werden, auch von der  Bundesministerin Schavan, hochfliegende Pläne und Erwartungen zu „Weiterbildung und lebenslangem Lernen“ verkündet und damit Erwartungen geweckt, vor denen die Fachöffentlichkeit angesichts der traurigen Realität nur erschaudern kann. Weiterbildung soll zur  Vierten Säule des Bildungswesens ausgebaut und eine „Weiterbildung mit System“ in Deutschland etabliert werden – so heisst es etwa im gültigen Koalitionsvertrag vom November 2005.

Dabei sind sich über die wachsende Bedeutung dieses Bildungsbereichs zur Sicherstellung (und laufenden Anpassung) eines in Wirtschaft und Gesellschaft wachsenden Qualifikationsbedarfs nicht nur alle beteiligten ExpertInnen einig , und Konsens besteht auch über den hohen Handlungsbedarf zur Realisierung der vorstehend zitierten Ziele sowie den Nachholbedarf, den die Bundesrepublik Deutschland diesbezüglich in verschiedener Hinsicht (siehe unten) gegenüber anderen EU- und OECD-Staaten aufweist. Von diesen Grundpositionen war auch die Sachverständigen-Anhörung des BT-Ausschusses für Bildung und Forschung am 29.Januar 2007 geprägt, bei der insgesamt 16 ExpertInnen aus Wissenschaft, Bildungsverbänden, Wirtschaft und Gewerkschaften geladen waren und im Verlaufe eines Tages ein eindrucksvolles (auch sehr repräsen-tatives) Bild über Zustand und Handlungsbedarf in der /für die deutsche Weiterbildungslandschaft abgaben. Offiziell ging es in zwei Diskussions-abschnitten (einem „Grundsatzteil“ über Bedarf und konzeptionelle Fragen, einem weiteren Teil zur Finanzierung von Weiterbildung) um zwei Oppositionsanträge, einen der FDP und einen der LINKEN (BT-Drs. 16/785 und 16/ 2702) , faktisch aber kam das Parlament einem bezeichnenderweise fast „vergessenen“ Beratungsgegenstand nach, nämlich den seit Sommer 2004 dem BMBF und dem Deutschen Bundestag vorliegenden Bericht der ExpertInnen-Kommission „ Finanzierung lebenslanges Lernens – der Weg in die Zukunft“ (nach ihrem Vorsitzenden kurz „Timmermann-Kommission“ genannt)  (BT-Drs. 15/3636) zu diskutieren und daraus angemessene bildungspolitische Schlussfolgerungen für Parlament und Regierung vorzubereiten.

In der Zustandsbeschreibung überwogen deutlich kritische Töne am Handeln der Regierenden (nicht nur im Bund, sondern auch in den Ländern): Die Bundes-republik verliere in zahlreichen bildungspolitischen Handlungsfeldern, so auch in der Weiterbildung, seit Jahren an Terrain; die öffentlichen Aufwendungen würden von allen Beteiligten – besonders massiv durch die Bundesagentur für Arbeit – immer weiter zurückgefahren; Angebote nachholender Qualifikation

-  neuerdings „Programm Zweite Chance“ genannt – fehlten weitgehend und die Weiterbildungsbeteiligung sinke seit einigen Jahren, auch weil bildungs-benachteiligte Bevölkerungsgruppen (wie Analphabeten, Personen ohne formale Abschlüsse oder MigrantInnen) von Weiterbildung in Dtl. - u.a durch zunehmend steigende Eigenbeiträge – immer weniger erreicht werden.

Auch bei den Detailfragen der Abgeordneten zur Verankerung der Weiterbil-dung im Bildungssystem, zur Erreichbarkeit von (welchen?) Zielgruppen, zum Bildungsmarketing und –beratung(sbedarf), zu Qualitätssicherung und Erfolgs-kontrolle gab es unter den Sachverständigen (SVen)  zwar manche Unterschiede im Detail, aber doch ein hohes Maß an Konsens.

So wurde mehrheitlich von Wissenschaftlern, Verbandsvertretern und den VertreterInnen der  Gewerkschaften die vorrangige Verantwortung der Öffentlichen Bank (Bund, Länder, Kommunen) für die angemessene Angebots-gewährung, Steuerung und  Qualitätssicherung usw. gesehen, die die Weiterbildungsangebote und auch deren Inanspruchnahme eben nicht dem reinen Marktprinzip unterworfen sehen wollten. Von etlichen der SVen wurde sogar die Notwendigkeit eines (Bundes-)Gesetzes für Rahmenregelungen in der Weiterbildung gesehen („Bundesweiterbildungsgesetz“), wobei die Detaillierung dieses Punktes leider in der Anhörung deutlich zu kurz kam; zahlreiche der ExpertInnen waren, sei es auch in vorauseilendem Gehorsam, auf „das Machbare“ unter den Bedingungen der großen Koalition konzentriert.

Die Interessenvertreter der Wirtschaft ( BDA, DIHK, DHKT) argumentierten in vielen Fragen zwar erstaunlich pragmatisch, verabsäumten es aber dennoch nicht, eigene Akzente der Wirtschaft einzubringen, die (auch finanzielle) Verantwortung der einzelnen WB-TeilnehmerInnen mit Priorität einzufordern, keine Zielgrößen, keine strukturgestaltenden Rahmengesetze und auch kein „Erwachsenenbildungsförderungsgesetz“ (EBiFG) – ein solches  war von der „Timmermann-Kommission“ nach schwedischem Vorbild vorgeschlagen worden - für notwendig zu halten; hingegen wurde das Marktprinzip hochgehal-ten, das Rationalisierungs- und Schrumpfkonzept der Bundesagentur für Arbeit unter dem Motto „Wirkung und Wirtschaftlichkeit“   (nicht sehr überzeugnend) verteidigt und vor allem die Effizienz der angebotenen (beruflichen) Weiter-bildung für die Beschäftigungsfähigkeit und Qualifikationssicherung am Standort D eingefordert. Unklar blieb dabei, was die „subsidiäre Förderung“ der WB durch den Staat (so der BDA-Vertreter) oder „die Einhaltung der Rahmenbedingungen sowie die Errichtung (!!) von Supportstrukturen“ (DIHK/DHKT)  in den Augen der Wirtschaft konkret bedeutet – und welche Rolle – auch im Unterschied zur gegenwärtigen Praxis -  sie der von ihnen proklamierten „Triparität“ der WB-Verantwortung bei Staat, Wirtschaft und WB-Teilnehmern beimessen.

In den Argumenten der Wirtschaftsvertreter wurde zudem eine Schlagseite der Anhörung (und auch der öffentlichen Debatte) deutlich, die die gesamte Ausgestaltung des Weiterbildungsbereichs am liebsten komplett auf die berufliche, bisweilen sogar betriebliche Weiterbildung beschränkt sehen wollen; die Vertreter des Volkshochschulverbandes und des DGB (auch der GEW in ihrer schriftlichen Stellungnahme) waren die einzigen, die dieser Sichtweise, u.a mit dem Hinweis auf den erheblichen gesellschaftlichen Bedarf an allgemeiner kultureller und auch politischer Bildung das (notwendige) erweiterte Verständ-nis entgegensetzten.

Dass (weniger der B+F-Fachaussschuß, aber ) vornehmlich das BMBF ein eigenes und zwar sehr beschränktes Interesse an der Debatte und ihrem Fortgang in den nächsten Monaten hat wurde nicht nur in der sehr reservierten Haltung gegenüber dem Timmermann-Gutachten aus 2004 deutlich, sondern auch an dem Tatbestand, dass gezielt wenige Tage vor der Anhörung zwei vom Ministerium in Auftrag gegebene Gutachten präsentiert wurden, die sich ausschließlich mit dem Instrument des Bildungssparens und seiner Ausgestaltung beschäftigen, und von denen eines immerhin vom Vorsitzenden des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, dem Darmstädter Ökonomen Bert Rürup (mittlerweile einem Allroundberater der Bundesregierung) mit einer Mitarbeiterin erstellt worden ist und das im wesentlichen auf einer Erweiterung des Vermögensbildungsgesetzes für Zwecke des „Bildungssparens“ und die Gewährung einer Weiterbildungs-prämie für Geringverdienende (bis zu 154 €) hinausläuft. Das zweite Gutachten des Berliner Bildungsökonomen Dieter Dohmen (FIBS) mit MitarbeiterInnen kommt zu einem ähnlichen Ergebnis, stellt allerdings auch deutlich hinaus, dass unter der Vorgabe der Haushaltsneutralität  eine stärkere Förderung arbeitsloser Personen oder von Maßnahmen zur Nachqualifizierung von Personen ohne Schulabschluss nicht möglich sei. Von der Mehrheit der Sachverständigen wurde daher in der Anhörung das dort von den beiden gen. Ausgangsgutachtern nochmals erläuterte Gutachten als kleiner Schritt in die richtige Richtung bewertet, das dem vorher festgestellten weiterbildungspolitischen Handlungs-bedarf wenn, dann nur in geringem Maße entsprechen könne. Etliche Exper-tInnen (vornehmlich aus den Reihen der Gewerkschaften) formulierten noch deutlichere Einwände gegen Finanzierungsformen für Lebenslanges Lernen, die im wesentlichen als Subjektfinanzierung ausgestaltet und daher nur eng begrenzte Wirkungen entfalten können.

Dass das BMBF in seiner Gesamtwürdigung der Anhörung dennoch eine „breite Unterstützung für seine Initiative zur Förderung der Weiterbildung“ über die in den beiden Gutachten vorgestellten Finanzierungsinstrumente zur Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung registriert haben will stellt eine höchst eigenwillige Wahrnehmung des Anhörungsverlaufs dar, die das selektive Interesse des Ministeriums, aber auch seinen beschränkten konzeptionellen Gestaltungswillen    
deutlich unter Beweis stellt (PM 15/2007 des BMBF vom 29.01: „Expertenan-hörung begrüßt Förderinstrumente des BMBF zur beruflichen Weiterbildung“)

Mit ganzen vier (neben dem Parl. Staatssekretär) in der zweiten Reihe vertre-tenen Fachbeamten oder –angestellten (darunter auch VertreterInnen des BMAS und des BMFSFJ) während der gesamten Anhörung wurde seitens der Bundes-regierung nochmals der geringe politische Stellenwert demonstriert, der dem Thema Weiterbildung zZt gewidmet wird. 

Trotz zahlreicher klarer und präziser Nachfragen (im übrigen auch aus den Reihen der SPD) sind bei der SV-Anhörung Ende Januar aber auch eine Reihe von konzeptionellen (von politisch-strategischen einmal ganz abgesehen) Fragen nur randständig verhandelt oder gar völlig offengeblieben:

Das vom DVV ins Gespräch gebrachte  Investitionsprogramm für die (gesamte) Weiterbildung in Höhe von 3 Mrd. € in fünf Jahren fand ebenso wenig Konkre-tisierung wie die neuen Vorschläge zu den Grundsätzen einer WB- Finanzierung in dem neuen Impulspapier von ver.di, IG Metall  und GEW (vgl. FR-Doku vom 17.01.07, Seite 7) hätten ausführlicher beleuchtet werden können. 

Die Ausgestaltung von (betrieblicher) Weiterbildung durch Tarifverträge bzw. Betriebsvereinbarungen  wurde zwar im Prinzip begrüßt (über 200 Regelungen existieren bereits), aber zur konkreten Ausformung gibt es dann doch – nicht zuletzt in den Betrieben selbst – noch weiteren Klärungsbedarf, so dass hierin jedenfalls kein genereller strategischer Hebel zur Stärkung der Weiterbildung zu sehen ist. Die – mit am dringendsten notwendige -  Weiterbildung für Erwerbslose würde zum Beispiel damit überhaupt nicht erfasst.

Und ob nun ein „Erwachsenenbildungsförderungsgesetz“ in Weiterführung/ Ergänzung des ABFG (und indirekt auch des BAFöG) als „erster Schritt“ (so die Timmermann-Kommision) oder gleich ein umfassenderes  „Bildungsförderungs-gesetz“ vom Gesetzgeber (und sei es auch als Kontrastprogramm zu einer nicht eben ideenreichen oder gar tatkräftigen Bundesregierung) auf den Weg gebracht werden soll ist nun als Hausaufgabe an die Ausschussmitglieder weitergereicht.

Das „Bundesweiterbildungsgesetz“ (in Ausführung von Art 74 Nr. 11, Recht der Wirtschaft oder weitergehend als Bundesrahmengesetz) ist zwar als Idee nun-mehr auch im parlamentarischen Raum gelandet, befindet sich nach der Födera-lismusreform aber in der Umsetzung bis auf Weiteres auf der ganz langen Warte-Bank.

Dass nicht nur die Fachöffentlichkeit von neuen Programmen des BMBF nicht viel wird erwarten dürfen ist in den gut 15 Monaten Amtszeit von Ministerin Schavan nunmehr mehr als deutlich geworden; bei der Vorstellung der o.g. Gutachten ist klar verkündet worden, dass das BMBF neben der „Förderung der privaten beruflichen Fortbildung ab 2008“ in erster Linie auf flotte Sprüche wie „Weiterbildung muss sexy werden“ (Ministerin Schavan) setzt.

Fragenkatalog zur SV-Anhörung des ABFT

am 29. Januar 2007 zum Thema 

„Lebenslanges Lernen – Bedarf und Finanzierung“

I.  Grundsätze der Weiterbildungsförderung und -finanzierung 

a)  Weiterbildungsbedarf

1. Wie bewerten Sie den aktuellen sowie den mittel- bis langfristigen Bedarf in Deutschland an Fort- und Weiterbildung und lebensbegleitendem Lernen? 

2. Wie beurteilen Sie die Notwendigkeit und die Realisierbarkeit einer Weiterentwicklung des Weiterbildungssektors in Richtung einer 4. Säule des Bildungssystems? 

3. Wie bewerten Sie den Zusammenhang zwischen Weiterbildung bzw. lebenslangem Lernen und längerer Lebensarbeitszeit?

4. Wie bewerten Sie den Zusammenhang zwischen Weiterbildung und veränderten Arbeitsbiographien (einschließlich Zeiten von Arbeitslosigkeit)? 

b)  Weiterbildungsbeteiligung

5. Wie stellt sich aus Ihrer Sicht gegenwärtig die Beteiligung in Deutschland an Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung dar? Wie beurteilen Sie diese Beteiligung im internationalen Vergleich? 

6. Wie setzen sich die Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung zusammen und welche Gruppen sind dabei Ihres Erachtens unter- bzw. überrepräsentiert? Welche Gründe vermuten Sie hierfür?

7. Sind ihres Erachtens Zielgrößen für die Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland sinnvoll? Wenn ja, welche sind dies und warum?

c)  Weiterbildungszielgruppen

8. Welches sind die aus ihrer Sicht wichtigsten Zielgruppen für Maßnahmen der Fort- und Weiterbildung? Erwarten Sie hier mittel- wie langfristig Veränderungen?

9. Wie beurteilen Sie die Pass- und Treffgenauigkeit der Fort- und Weiterbildungsangebote hinsichtlich der Zielgruppenorientierung, der Vereinbarkeit von Weiterbildung, Beruf und Familie und wie kann sie verbessert werden? 

10. Welchen Beitrag können die Universitäten als Orte der beruflichen Fort- und Weiterbildung leisten, um die Zielgruppengenauigkeit weiter zu erhöhen (u.a. Nachqualifizierung von arbeitslosen oder nicht ausreichend qualifizierten Akademikern angesichts des Fachkräftemangels usw.)?

d)  Weiterbildungserreichbarkeit

11. Wie beurteilen Sie die Beratung, Information und Transparenz in der Fort- und Weiterbildung?

12. Wie beurteilen Sie grundsätzlich die Weiterbildungsangebote hinsichtlich des Erfolgs der Maßnahmen, insbesondere ihrer Fähigkeit, wirtschaftliche sowie bildungs- und sozialpolitische Erfordernisse effektiv und effizient zu erreichen? 

13. Mit welchen Methoden und Ansätzen können eine belastbare Erfolgskontrolle der Maßnahmen erreicht und verbessert werden?

14.  Inwieweit wird eine kontinuierliche Qualitätssicherung der Weiterbildungsangebote gewährleistet gerade im Hinblick auf die Erreichbarkeit der identifizierten Zielgruppen und auf wirtschaftliche sowie bildungs- und sozialpolitische Erfordernisse? Welchen Verbesserungsbedarf gibt es aus Ihrer Sicht bezüglich der Qualitätssicherung?

15.  Welchen Beitrag könnte ein aktives, das lebenslange Lernen unterstützende Bildungsmarketing leisten und wie müsste es Ihres Erachtens ausgestaltet werden? 

16. Wie ist insbesondere die Gruppe derjenigen durch Weiterbildung zu erreichen, die ohne Schulabschluss bzw. ohne Berufsausbildung sind (2. Chance) ? Welche Erfahrungen anderer europäischer Länder mit gezielten Programmen zur 2. Chance sind hier zu berücksichtigen? 

II.  Spezielle Konzepte der Weiterbildungsfinanzierung 

a)  Weiterbildungsfinanzierung allgemein

17.  In welchem Verhältnis sehen Sie, auch perspektivisch, die Verantwortung in der Weiterbildungsfinanzierung von Privatpersonen, der öffentlichen Hand und der Wirtschaft?

18.  Wie beurteilen Sie vor diesem Hintergrund die gegenwärtige Struktur der staatlichen Förderung von Fort- und Weiterbildung (SGB, AFBG, EStG, BAföG usw.) sowie insgesamt das Verhältnis von Zuschüssen und Darlehen?

19. Welche materiellen Unterstützungs- und Förderkonzepte wären Ihrer Meinung nach sinnvoll, um Initiativen und Programmen zur 2. Chance (Nachholen des Schulabschlusses, Nachholen der beruflichen Qualifizierung) zum Erfolg zu verhelfen?
b) Erwachsenenbildungsförderungsgesetz

20.  Wie bewerten Sie allgemein den möglichen Beitrag eines Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes zur Erreichung und Finanzierung der Ziele der Fort- und Weiterbildung bzw. des lebenslangen Lernens? 

21. Wie bewerten Sie hierbei insbesondere den möglichen Beitrag einer Ausweitung gesetzlicher Weiterbildungsansprüche sowie die Schaffung weiterer erfolgsnotwendiger Rahmenbedingungen? 

c)  Bildungssparen, Bildungsprämien, Bildungskredite

22.  Wie bewerten Sie allgemein den möglichen Beitrag neuer Instrumente wie des Bildungssparens, der Bildungsprämie oder von Bildungskrediten zur Erreichung und Finanzierung der Ziele der Fort- und Weiterbildung bzw. des lebenslangen Lernens? Welche Bevölkerungsgruppen werden besonders durch die drei oben genannten Instrumente angesprochen?

23.  Wie bewerten Sie die unterschiedlichen in der Diskussion befindlichen Modelle eines „Bildungssparens“ hinsichtlich ihrer Vor- und Nachteile sowie finanzieller Folgen für die Beschäftigten, die Wirtschaft und die öffentliche Hand?

24.  Mit welchen Effekten und Konsequenzen ist bei der Einführung eines Bildungssparens für die Weiterbildung zu rechnen?

25.  Welche Maßnahmen halten Sie für notwendig und sinnvoll, um eine hinreichende Akzeptanz des Bildungssparens in Abwägung mit anderen Vorsorgemaßnahmen wie z.B. Bausparen und Altersvorsorge zu gewährleisten? 

26. Wie beurteilen Sie hierbei die Möglichkeit, Bildungssparen zu einem abgestimmten Finanzierungssystem für die Fort- und Weiterbildung und das Lebenslange Lernen auszugestalten und fortzuentwickeln?

 d)  Steuerliche Absetzbarkeit von Weiterbildung

27.  Wie bewerten Sie allgemein die mögliche Rolle weiterer steuerlicher Maßnahmen zur Erreichung und Finanzierung der Ziele der Fort- und Weiterbildung bzw. des lebenslangen Lernens?

28.  Welche spezifischen Vor- und Nachteile hätten steuerliche Maßnahmen im Vergleich zu den anderen angesprochenen Finanzierungsinstrumenten? 

e)  Tarifvertragliche und betriebliche Vereinbarungen und Unterstützung durch gesetzgeberische Maßnahmen

29.  Wie bewerten Sie allgemein den möglichen Beitrag tarifvertraglicher oder betrieblicher Vereinbarungen zur Erreichung und Finanzierung der Ziele der Fort- und Weiterbildung bzw. des lebenslangen Lernens? Welche begleitenden gesetzgeberischen Maßnahmen sind dazu sinnvoll oder gar notwendig?

30.  Wie bewerten Sie hierbei insbesondere bestehende oder vorgeschlagene tarifvertragliche Regelungen und Lösungskonzepte mit Bezug zur Fort- und Weiterbildung (Langzeitkonten, Weiterbildungsfonds, Lernzeitkonten usw.)?

31.  Wie können und sollen Langzeitkonten abgesichert werden, um einen Verfall von Weiterbildungsansprüchen zu verhindern (bei Insolvenz, Kündigung, Arbeitgeberwechsel usw.)?

32.  Welche weiteren, hier nicht explizit aufgeführten Instrumente oder Maßnahmen halten Sie für sinnvoll, um die Ziele der Fort- und Weiterbildung besser erreichen zu können und/oder die entsprechend notwendige Finanzierung zu gewährleisten (z.B. Job Rotation)? 

* * *

Zusammenfassung der SV-Stellungnahmen  (von H.Schierholz und U.Voltmer)

Anhörung Montag, 29.1.07, 10 Uhr bis 15.30 Uhr, Pause: 12 – 12.30 Uhr, CDU-Fraktionsraum   

Lebenslanges Lernen – Bedarf und Finanzierung (keine einleitenden Stellungnahmen)

Ein Mitglied jeder Fraktion stellt pro Fragerunde maximal zwei Fragen: Entweder je eine 

Frage an zwei Sachverständige oder zwei Fragen an einen Sachverständigen. Der Aufruf in 

den Fragerunden erfolgt in der Reihenfolge der Fraktionsstärke. 

I. Grundsätze der Weiterbildungsförderung und -finanzierung 

II. Spezielle Konzepte der Weiterbildungsfinanzierung 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

A-Drs. 16(18)145

Ulrich Aengenvoort, Verbandsdirektor des Deutschen Volkshochschulverbandes    für  SPD
Bewertung: hebt Bedeutung von allgemeiner und pol. WB hervor und setzt sich damit von der Optik der meisten anderen SV-Stgn ab; dort etliche neue und wichtige Ideen. Klare Bezifferung eines öffentlichen WB-Investitionsprogramms 

Wachsender Handlungsbedarf; im Rahmen des notwendigen Gesamtausbaus v.a. für/bei:

· Integration von MigrantInnen und bildungsfernen Deutschen,

· Berufliche Anpassungsfortbildung,

· Intelligente Koppelung von Ausbildung, Studium, Familienphase, WB.

Betonung auch der allgemeinen und politischen WB.

2.Chance:

Angesichts sinkender WB-Teilnahme sind Projekte der Alphabetisierung, Nachholen von Schulabschlüssen (2. Chance!), aber auch der pol. Bildung, Verknüpfung betrieblicher Praxis mit allgemeiner Bildung mit öffentlicher Förderung besonders dringlich.   

VHS erreicht überproportional Frauen (70 %); Konzepte um das zu halten sind vorhanden.

WB-Transparenz ist verbesserungsbedürftig (ua Bildungspässe, Profiling)

Outputkontrolle ist weiterentwickelt: Zertifikate, Abschlusstests, Qualitätsmanagement. 

Staatlich geförderte WB-Kampagne könnte WB-Beteiligung erhöhen.

WB-Finanzierung ist durch zwei Fehlentwicklungen gekennzeichnet:

1. „Einschränkung des Fin-Engagements durch Bund und Länder ...seit Jahren“;

2. ordnungspolitische Neujustierung der Finanzierungsinstrumente auf Nachfragestimulierung, Abbau strukturfördernder Angebote. 

Immer mehr Interessenten werden durch Erhöhung der Eigenbeiträge von für das persönliche und berufliche Fortkommen wichtigen WB ausgeschlossen 

( Vorschläge: 

Investitionsprogramm für WB ( 3 Mrd € in fünf Jahren).
Erhebliche Erfahrungen und Vorlauf der VHS im Bereich 2. Chance (Frage 19)

EBiFG ist notwendig im Interesse von Transparenz, Zielgenauigkeit und notwendiger  gesetzlichen Systematisierung (auch zwischen Bund und Ländern) 

Bildungssparen nach den beiden Exp-Gutachten von Dohmen ua und Rürup ua soll Bewusstsein über den Wert von WB  schaffen, was von Relevanz ist

Großes Manko:  1. Konzentration auf berufliche WB;  2. Einbeziehung der Bezieher kleiner Einkommen. Bildungssparen ohne Bildungsprämie weniger sinnvoll.

Der begrüßenswerten Aufwertung von TVen und betrieblichen Vereinbarungen zur WB steht ein erhebliches Umsetzungsdefizit gegenüber; notwendig daher Ergänzung der betrieblichen WB durch Fonds a la Frankreich.

Lernzeitkonten im Prinzip positiv, alternative Verwendungsmöglichkeiten abklären.

A-Drs. 16(18)145g

Mechthild Bayer, ver.di Bundesvorstand                                                      für DIE LINKE.
Gemeinsam mit Dr. Klaus Heimann (für Die LINKE.) 

zahlreiche Anknüpfungspunkte zu unseren Anliegen; hoher Grad an Übereinstimmung zu unserem Antrag 16/785

Der WB-Handlungsbedarf in der F+WB wird als ansteigend beschrieben. Infolge der marktförmigen Organisation und der unsystematischen Regelungen für die WB in div. Bundes- und Landesgesetzen sowie des steigenden Qualifikationsbedarfes  sehen die Sachverst. die Notwendigkeit der 

Etablierung einer „WB mit System“, die transparent ist, Regelungslücken beseitigt und dadurch Teilhabechancen erhöht“. WB zur 4. Säule des Bildungssystem ausbauen! ( 

Bundesweiterbildungsgesetz
Die eine WB-Finanzierung könne es nicht geben; es bedürfe vielmehr eines Sets von Instrumenten für die Segmente „ betriebliche WB“, Individuelle WB und „WB für Erwerbslose“.

WB-Beteiligung: hoch selektiv; vielfache Bildungsbenachteiligungen.

Zielgrößen werden für sinnvoll gehalten; Zielgruppen: „alle Menschen in Dtl“.

WB-Erreichbarkeit wird als „in jeder Hinsicht unzureichend“ beschrieben (Fragen 11-16)

Vorschläge:

· Vereinbarkeit von WB mit Familie und Beruf verbessern; 

· Hochschulen müssen Konzepte entwickeln, wie WB als gesellschaftl. Auftrag bei ihnen durchgeführt werden kann.

· umfassende Qualitätssicherung auf gesetzlicher Grundlage. 

· träger- und länderübergreifendes Zertifikats- und Gütesiegelsystem mit der Perspektive „Deutsche Weiterbildungsqualität“. EbiFG ist ein Element dafür/davon.

Die drei Bereiche betriebliche WB“, Individuelle WB und „WB für Erwerbslose“ sind mit unterschiedlichen Finanzierungsarrangements zu hinterlegen und in ein Gesamtkonzept einzubetten. 

Gesamtkonzept für die WB-Finanzierung bedarf der öffentlichen Verantwortung (und Steuerung??). Staat muss vorhandene Lücken schließen, um WB-Beteiligung zu erhöhen.

Eine Schwachstelle des AFBG (Meister-BAföG) liege in der fehlenden systematischen Integration in die WB-Landschaft, Qualifikationen unterhalb der Aufstiegsfortbildung werden nicht gefördert und die außerhalb des „dualen Systems“ ausgebildeten jungen Menschen sind von Förderung ausgeschlossen. Schwachstelle besteht auch in der Konzentration auf jüngere TN (79 % von 20-35 J in 2004).

EBiFG-Vorschlag der Timmermann-Kommission aus 2004 wird von Ver.di/IGM als Zwischenschritt zu einem allgemeinen BiFG unterstützt (was nicht unbedingt einheitliche Fördersätze für alle WB-Möglichkeiten bedeutet).

2. Chance (Nachholen eines allgemeinbildenden Schulabschlusses) – ausgestaltet als öffentl. Förderung des Lebensunterhalts und Zuschuß zu den Bildungskosten – müsse jedem/r offen stehen (weitgehend analog zu BaFÖG).

Für weitere individuelle WBs soll einkommensabhängig ein Darlehen gewährt werden.

Die SVen plädieren für die Verabschiedung eines „Bundesweiterbildungsgesetzes“, in dem Freistellungsanspruch aber auch Qualitätsmaßstäbe, Transparenz usw. festgeschrieben werden sollen.

Bildungssparen, -kredite und –prämien werden eher skeptisch bewertet (Einwände gegen eine nachfrageorientierte Bildungsfinanzierung). (Auch ausführlicher Hinweis auf Erfahrungen in S und GB). Bildungssparkonten werden von einkommensschwächeren Bevölkerungsgruppen weniger genutzt. Bildungssparen ist kompliziert wenn es um die konkrete Ausgestaltung geht.

Die Öffnung des Verm-Bildungsgesetzes wird für unschädlich gehalten, dürfte aber nicht zur Ausdehnung der WB-Beteiligung führen.

Bildungskonten können nicht die bestehenden Förderinstrumente ABFG/ WB von Erwerbslosen  (SGB III)  ersetzen.

Steuerliche Erleichterungen zwecks Erhöhung der WB-Beteiligung werden abgelehnt; 

tarifliche und betriebliche Vereinbarungen werden dagegen unter bestimmten staatlich gesetzten Rahmenbedingungen befürwortet (Hinweis auf bestimmte Probleme in Betrieben). Lernzeitkonten unter bestimmten Voraussetzungen sinnvoll.

Neben Bundesregelungen für WB, Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen wird „der Aufbau einer WB-Kultur für unabdingbar“ erklärt.

A-Drs. 16(18)145c

Dr. Lutz Bellmann, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung                 für B90/Grüne  

Notwendigkeit verstärkter Bemühungen: 

· zunehmende Bedeutung der WB,  

· stärkeren WB-Beteiligung älterer Erwerbspersonen aus.

deutsche WB-Beteiligung im internationalen Vergleich wird als unterdurchschnittlich

beschrieben; nur in geringem Maße partizipieren Geringqualifizierte, Personen mit Migrationshintergrund und Ältere. Generell sei es schwierig, bildungsferne Schichten zu erreichen und ihre WB-Beteiligung zu erhöhen

WB-Barrieren sieht er seitens der Betriebe aber auch der Individuen (Fragen 6,9)

Vorschläge

Die Angabe von Zielgrößen in der WB hält der SV aus wiss. Sicht für nicht möglich,

plädiert aber für  WB-Monitoring und Verstärkung zielgruppenorientierter Angebote.
Transparenz der Weiterbildungsangebote wird für  verbesserungsbedürftig gehalten,

 u.a. durch Verstärkung der (aufsuchenden) Bildungsberatung.

Eine aktuelle IAB-Studie von 2005 habe ergeben, dass mittel- und langfristig die 

Integrationschancen von erwerbslosen WB-TN durch von der BA geförderten WB-Angebote verbessert würden.

Skeptisch gegenüber  TV-Vereinbarungen zur Verbesserung der WB, weil sie nur diejenigen Betriebe erreichen, die tarifgebunden sind (60 % der Betriebe verfügen über einen Branchen- bzw. Firmen/Haustarifvertrag (81% aller Beschäftigten werden damit erreicht).

A-Drs. 16(18)145i

Dr. Norbert Bensel Deutsche Bahn AG, Vorstand für Transport & Logistik      für  CDU/CSU

Bundesvereinigung  der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA )
Ausführl. Stgn.: an Wirtschaftlichkeit und Nutzanwendung von WB orientiert. 

Plädiert für Durchlässigkeit des Bildungssystems. Schaffung NQR wichtig: 

(Berufliche und allgemeine) WB sei wesentliche Säule des LLL  

berufliche WB steht im Mittelpunkt; für Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit. (
WB = Zukunftsinvestition:

· Unternehmensstrategie: WB = bedarfsgerecht ausgerichteter, kontinuierlicher Qualifizierungsprozess – auch jenseits formellen Lernens; ist individuell auf Unternehmensziele und die Voraussetzungen der Mitarbeiter ausgerichtet. > Unternehmenserfolg  

Politik/Staat beschränkt sich auf die Sicherung lernförderlicher Rahmenbedingungen wie  

Beratung, Infos über Qualitätsinstrumente, Beschreibung von Mindestanforderungen, Förderung der 2. Chance: Integrationswirkung als Maßstab; Orientierung am Arbeitsmarkt. 

Keine Regulierungen und Reglementierungen – etwa in Form von Vorgaben usw.

Verzicht auf gesetzliche Ansprüche und damit auch auf ein Bundesweiterbildungsgesetz. 

• Unternehmen geben jedes Jahr 27 Mrd. Euro für berufliche WB aus, sind größter Finanzier. Rund 84 Prozent aller Unternehmen vermitteln betriebliche WB (neue Technologien, Arbeitsformen, Organisationsstrukturen, Internationalisierung von Märkten und Kunden) (
• Stärkung der individuellen Verantwortung für den Qualifizierungsprozess.

 (  Arbeitnehmer als auch Unternehmen müssen ihren Beitrag leisten. 

• Keine pauschalen Zielgrößen, sondern individuell und bedarfsgerecht;  es kommt auf die spezifischen Interessen, Ziele, Voraussetzungen, Anforderungen von AN & AG an. 

• Ermittlung des Weiterbildungsbedarf: z.B. durch Kompetenzmodelle; eingebettet in systematische Planung der für das Unternehmen  notwendigen Qualifikationen/Kompetenzen; 

• systematischer Know-How-Aufbau, Elitenförderung Marketing- und Motivationsfaktor, WB-Begriff, der lediglich auf formales Lernen abzielt, nicht sinnvoll; WB in Arbeitsprozess 

integrieren. Schon heute dominiert diese Lernform, wird in 80% der Unternehmen genutzt 

• flexibles Weiterbildungssystem, das kurzfristig auf sich ändernde Anforderungen reagiert. 

• Weiterbildungsanbieter werden zu Dienstleistern mit individuellen Angeboten für den Einzelnen und die Unternehmen, insbesondere in Form von Begleitung und Unterstützung prozessorientierten Lernens; d.h.  konsequente Kundenorientierung (zeitl. Verfügbarkeit):

· modulare Ausgestaltung der Angebote;  

· Überschaubarkeit der Inhalte und Dauer

· Flankierende  Maßnahmen für ein Lernen im Arbeitsprozess 

· individuelle Qualifizierungsberatung und -begleitung 

· Maßstab für Qualität ist Anwendungskompetenz ( Produktivitätsgewinn

· Qualitätssicherung: Wettbewerb; Qualität der Angebote dokumentieren (Effekte)

( Mehr Durchlässigkeit im Bildungssystem! 

Hochschulen sind wichtige Anbieter wissenschaftlicher Weiterbildung. Sie müssen ihrer 

gesetzlichen Verpflichtung zur Entwicklung von WB-Angeboten  nachkommen. 

Für bedarfsgerechtes Angebot: enge Kooperation zwischen Hochschulen und Unternehmen. 

Transparenz über WB-Inhalte und Vergleichbarkeit von Abschlüssen!   

Weiterbildungsfinanzierung Grundsatz:  Wer hat Nutzen? 

Zwischen AN und AB müssen Verantwortung und Aufwand entsprechend verteilt sein.

unterschiedliche Weiterbildungsanliegen:

überwiegt der Nutzen des Betriebes ( Verantwortung liegt beim Betrieb, je nach Situation ist bei entsprechendem Nutzen auch eine Beteiligung des MA angemessen, weil sich seine Beschäftigungsfähigkeit/Wettbewerbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt erhöht. 

Ist der Nutzen stärker beim MA ( Aufwandsteilung. 

persönlich motivierte WB,  im Interesse des Einzelnen ( muss von diesem getragen werden. 

Die öffentliche Hand tritt als Förderer der Erwachsenenbildung auf; sollte subsidiär erfolgen. Es sollten keine Kurse (mit-)finanziert werden, deren gesamtgesellschaftlicher Nutzen unklar ist, oder die Teilnahme von Personen, die zur eigenen Finanzierung in der Lage wären. 

Zielgruppen: die keine schulischen oder beruflichen Abschlüsse besitzen und für die eine private Finanzierung mangels Einkommen oder Vermögen nicht in Frage kommt. 

Finanzierung durch Bundesagentur für Arbeit: Prinzip Wirkung und Wirtschaftlichkeit! 

• Hebel gegen Langzeitarbeitslosigkeit

• Arbeitsmarktbezug (  auf eingliederungswirksame Maßnahmen konzentrieren. 

• konsequentes Profiling zur Ermittlung des individuellen Qualifikationsbedarfs
• BA sollte stärker mit privaten Arbeitsmarktdienstleistern und Trägern kooperieren. 

• Kombination der Fördermaßnahmen mit Praxiseinsätzen in Unternehmen 

( Trennung von Versicherungsaufgaben und versicherungsfremden Aufgaben der BA

Nur für eine Förderung, orientiert an Qualifikationsbedarf, Arbeitsmarktchancen, Integrationsnotwendigkeiten ist eine Finanzierung aus Mitteln der Beitragszahler gerechtfertigt. 

Kein Erwachsenenbildungsförderungsgesetz: 

Pauschale Weiterbildungsansprüche und –förderung gehen oft am Bedarf vorbei.

• Die bürokratischen Belastungen bei der Umsetzung sprechen dagegen. 

Wenn z. B. geprüft wird, ob Fördergelder und Freistellungszeiten für „förderwürdige“ WB-Maßnahmen verwendet wurden, wäre Aufwand erheblich. Wer kann darüber entscheiden? 

• Gesetzliche Freistellungsansprüche sind kritisch zu sehen, da sie eine einseitige Belastung der Unternehmen darstellen –  bei zumindest fraglichem Nutzen für diese. 

Einkommenssteuersystem und Sozialleistungen dürfen keine Fehlanreize schaffen! 

Bildungssparen, Bildungsprämien, Bildungskredite: Nutzen fraglich 

z.T. einseitige Belastungen für Unternehmen, ohne dass Nutzen berücksichtigt wird. 

Auf Basis des Vermögensbildungsgesetzes erspartes Geld ist auch heute für Bildung nutzbar. Keine Verzettelung durch Zielvielfalt (Altervorsorge). 

Bildungskredite  als „Vorleistung“  denkbar; keine gesetzliche Regelung notwendig 

Steuerliche Regelungen: Keine Änderungen für Absetzbarkeit erforderlich. 

Tarifvertragliche und betriebliche Vereinbarungen: Überbetriebliche Regelungsinstanzen (inkl. Fonds) nicht geeignet,  bedarfsgerecht zu differenzieren (Auswahl Teilnehmer u.a.) 

Arbeitszeitkonten: auf betrieblicher Ebene regelbar; auf freiwilliger Basis Vergütungsansprüche (z.B. Bonus, übertarifliche Gehaltsbestandteile) oder erarbeitete Zeitguthaben (z.B. Urlaubstage, Überstunden). „Ein Grund für die noch geringe Nutzung von Langzeitarbeitszeitkonten liegt in der komplizierten sozialversicherungsrechtlichen Flankierung längerfristiger Arbeitszeitkonten“ (Pflicht des Arbeitgebers zum Insolvenzschutz). 

A-Drs. 16(18)145

Prof. Dr. Gerhard Bosch Gerhard-Mercator-Universität, Gesamthochschule Duisburg    SPD
Ausführliche wichtige Stgn. mit expliziten Vorschlägen. Fragen bezügl. gesetzlicher Regelungen. 

Analyse: 

· Anteil der über 50-Jährigen im Erwerb wird von 22% auf 36% (2020) steigen. 

· Rentenreform muss unterfüttert werden, sonst ansteigende Arbeitslosigkeit Älterer

· „Ausländische Bevölkerung“ wird durch Zuwanderung zunehmen 

· Anteil Jugendlicher ohne Hauptschulabschluss gestiegen

· ¼ der Auszubildenden löst Ausbildungsvertrag auf. 

· 30% der Studierenden brechen Studium ab. 

· Verschärfung Zumutbarkeitsregelungen

· Einschränkung Kündigungsschutz

· Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse 

· Aufhebung Höchstdauer Leiharbeiter

Dennoch: geringe WB-Beteiligung (vgl. OECD)

„Die untersten 20% in der Einkommenshierarchie haben Schulden“ 

Forderung: mehr Ressourcen für LLL von Staat, Betrieben, Individuen! 

Wenn nur investiert wird, wenn es sich direkt monitär auszahlt (Steuern/ Erträge/ Einkommen), dann Unterinvestition. Kosten lassen sich leichter messen, der langfristige Ertrag nicht!   

Problem BA: neue Steuerungslogik, betriebswirtschaftl. ausgerichtet; Kalkulationszeitraum: max 1 J.  Absurde Situation: Erst nach 1 J. Arbeitslosigkeit Förderung langfr. Maßnahmen 

„harte Kundenselektion durch Bildungsgutschein“,  obwohl nachgewiesenermaßen Beschäftigungswirkungen der WB langfristig positiv ausfallen: bei den über 50-J. um 10%  
In den letzten Jahren Einschnitte bei den längerfristigen WB-Maßnahmen der BA 

Zahl der TN:  522.000  (Jahr 2000) > 131 531 (Jahr 2005) = Abnahme um 75%, 

Einschnitte sind noch höher bei Geringqualifizierten und Älteren, weil da die Wiedereingliederungschancen oft unter der Zielgröße von 70% lagen;  

Vorschlag Expertenkommission: 

· Zielgröße (70% erwarteter Eingliederungserfolg) für best. Gruppen lockern! 

· neue Anreize für Förderung langfristiger Maßnahmen setzen ( 

1. der BA Aussteuerungsbetrag, der beim Übergang ins SGB II-System zu zahlen ist, erlassen, wenn Betrag in WB fließt   

2. innerhalb der BA eigenes WB-Programm für Geringqualifizierte schaffen.
„LLL kann man nur sinnvoll fördern, wenn die Steuerungslogik der Förderung sich am gesamten Erwerbszyklus einer Person und nicht an einem Jahr orientiert.“ (S.5) 

Erwachsenenbildungsförderungsgesetz (EBIFG)

Vgl. positive schwedische Erfahrungen  

Maßnahmekosten & Lebensunterhalt zum Nachholen schulischer Abschlüsse: Zuschüsse, subventionierte Darlehen, das neue Instrument soll mit dem AFBG (Meisterbafög) in einem EBIFG zusammengefasst werden. > langfristig: einheitliches Bildungsförderungsgesetz (mit Bafög) Bildungsgeld für Lernende. Schrittweise Umsetzung.

„Ein Erwachsenenbafög wird nur in Anspruch genommen werden, wenn die Geförderten einen Freistellungsanspruch mit einem Rückkehrrecht haben (vgl  S, F).

Bildungssparen (nach Vermögensbildungsgesetz):  ein Element unter mehreren; nicht geeignet (für Altersvorsorge schon verbraucht).

Tarifvertragliche/betriebliche Vereinbarungen zur WB:  

Betrieb ist wichtiger Lernort (Lernen durch Arbeiten); für gering Qualifizierte bes. wichtig 

( gemeinsame Anstrengungen der Sozialpartner und Unternehmen sind nötig. 

wichtig sind Verbindlichkeiten zu WB-Pflicht, zur Feststellung von WB-Bedarf, WB-Inhalte, Freistellungs- und Finanzierungsregelung. 

Ansparmodelle in D sind häufig zu Lasten der AN <-> Konten wie bei Scania in Schweden: AG zahlt Stunden bes. für Geringqualifizierte ausschließl. für WB ein (D: viele Lernzeitkonten wurden in Geld ausgezahlt oder flossen in die Altersvorsorge. 

Arbeitszeitguthaben: 

Bisher unbefriedigender Verbreitungsgrad von insolvenzfesten Sicherungslösungen 

( Notwendigkeit der gesetzl. Regelung  

„Ansatzpunkte für eine Verbesserung der Insolvenzsicherung sind die Regelungen im Alterteilzeitgesetz“ (u.a. Verpflichtung des AG zur Absicherung,  Klagerecht der Beschäftigten).

Diese gesetzl. Regelungen müssen weiterentwickelt werden (S.8): 

· § 7d SGB IV sollte die in § 8a ATG formulierten Standards aufnehmen. (Verpflichtung des AG zur Insolvenzsicherung usw.  ) 

· Herabsetzung Bagatellgrenze   

· Sanktionsandrohung für AG, wenn er Insolvenzsicherung nicht nachkommt.   

A-Drs. 16(18)145f

Dr. Dieter Dohmen, Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie, FiBS   Berlin         

vorgeschlagenes Dreisäulen-Modell (haushaltsneutral), entspricht Vorgaben des Koalitionsvertrages: es geht darum, Personen mit kleineren/mittleren Einkommen dazu zu bewegen, ihre Ersparnisse für WB auszugeben. Dazu werden zunächst die WB-Ausgaben analysiert.  

Die Stgn. kommt zu folgendem Fazit: 

 „… eine stärkere Förderung arbeitsloser Personen oder von Maßnahmen zur Nachqualifizierung von Personen ohne vorhergehenden Schulabschluss … ist über ein Instrument, das – wie im Koalitionsvertrag gefordert – eine individuelle Beteiligung vorsieht, nicht möglich. Die Vorgabe des Koalitionsvertrages ist insoweit eine starke Einschränkung. Für diese wichtige Aufgabe braucht es neben dem WB-Sparen ergänzende Finanzierungsinstrumente.“

Individuelle Kosten für WB unterschiedlich;  

· 50% der Fälle unter € 500 pro Maßnahme; 

· 13 %  € 500 bis € 1.000 pro Maßnahme 

· 33 % hatten höhere Ausgaben.

· 6 % mehr als € 2.500 und über 2 % Entgelte in Höhe von € 5.000 oder mehr 

staatliche Hilfen: im Einkommensteuergesetz (EStG), im Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) sowie im Sozialgesetzbuch (SGB) ist Förderung vorgesehen. Doch Anpassungsfortbildungen sind gerade bei kleineren/mittleren Einkommen in der Regel unberücksichtigt. Angebote privater Finanzdienstleister fehlen selbst im Darlehensbereich, der trotz einer Fülle von Konsumentenkrediten für Investitionen in WB keine Angebote bereithält. 

Individuelle Ersparnisse: Widerspruch zwischen längerem Zeithorizont des Sparens und der kurzfristigen Bildungsmaßnahme ( separate Sparförderung WB nicht Erfolg versprechend.

( auf bereits bestehende Sparoptionen zugreifen!  

Vorteil: wenig bürokratischer Aufwand 

vermögenspolitische Instrumente: Vermögensbildungsgesetz (VermBG), Wohnungsbauprämiengesetz (WoPG), Altersvermögensgesetze (AVmG, „Riester-Rente“ bzw. „Rürup-Rente“) (bisher werden damit jedoch nur die mittleren und oberen Einkommen tatsächlich erreicht

Momentan wegen geringem Ansparen Rister-Rente weniger geeignet. Zu einem späteren Zeitpunkt kann erneut überprüft werden, wie sich die Verbreitung der „Riester-Rente“ entwickelt und ob eine Entnahmemöglichkeit analog der Immobilienentnahme sinnvolle Option ist.

Zielgruppe: Selbständige/Freiberufler: de jure von der Nutzung der staatlich geförderten Vorsorgeinstrumente ausgeschlossen. „Rürup-Rente“ kommt in Betracht. 

II. Modell zum Weiterbildungssparen 

Evtl. staatliche Kofinanzierung: jetzt nur steuerlichen Regelungen, die sich aus dem Werbungskosten- bzw. Betriebsausgabenabzug bei Einkommensteuerveranlagung. 

Drei-Säulen-Modell: 

a) Eigenanteil aus Einkommen, verfügbaren Vermögen, Entnahme aus dem VermBG. 

b) Weiterbildungsdarlehen  

c) staatliche Kofinanzierung: Einkommensteuergesetz: Lohnsteuerermäßigungen 

(Weiterbildungsprämie) Mobilisierungsinstrument bei unteren/mittlerem Einkommen. 

Zu a) VermBG: Je nach Zinssatz stehen nach 1Jahr rund € 500 zur Verfügung, nach sieben 

Jahren € 3.500 bis € 4.000; unter Umständen auch größere Beträge. Zielgruppe: AN bis zu € 17.900 bzw. € 35.800 bei Zusammenveranlagten versteuerungspflichtiges Einkommen im Jahr. 

Zu b) zinsgünstiges Weiterbildungsdarlehen durch öffentlich-rechtliche Banken (z. B. KfW oder Landesbanken) ohne klassische Bonitätsprüfung. Zinssätze könnten sich wie beim BAföG oder „Meister-BAföG“ (AFBG) am EURIBOR zzgl. eines angemessenen Verwaltungskostenaufschlags orientieren (derzeit knapp 6 % p. a.). 

Bei 50 % der Maßnahmen müssen lediglich Ausgaben von höchstens € 500 finanziert werden; nur ein begrenzter Anteil von 10 bis 15 % der Teilnehmer/innen hat Kosten von über € 1.000 pro Maßnahme. 

Zu c) Weiterbildungsprämie („unverzichtbar“): Bis zu einem zu versteuernden Einkommen von € 17.900 bzw. € 35.800 bei Zusammenveranlagten (dies entspricht den Regelungen des VermBG) kann eine Weiterbildungsprämie von 50 % der Teilnahmegebühren, höchstens jedoch von € 154 gewährt werden, d. h. der bzw. die Teilnehmende muss selbst mindestens den gleichen Beitrag zur Finanzierung der Maßnahme leisten. 

Für mehr als 3/4 aller formalisierten beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen könnte somit eine fast 50 prozentige staatliche Kofinanzierung der Teilnahmeentgelte gewährt werden. 

Durch die Weiterbildungsprämie sollen die Zielgruppen erreicht werden, die von den steuerlichen Regelungen bisher nicht profitieren – und auch in Zukunft nicht profitieren werden. 

Die Höhe der fiskalischen Effekte ist abhängig von der 

· Höhe der Prämie, 

· Anzahl der Berechtigten (hier: Einkommensgrenze) und 

· Höhe der „Bagatellgrenze“ (30 Euro) sowie 

· „Rhythmisierung“ (d.h. wie oft darf die Prämie in Anspruch genommen werden) 

Im vorgeschlagenen Modell entstehen jährl. Kosten von etwa € 60 Mio. Schränkt man die Prämie dahingehend ein, dass sie nur in Anspruch genommen werden kann, wenn im Vorjahr keine Weiterbildungsmaßnahme durchgeführt wurde, dann reduzieren sich diese Kosten. 

III. Beispiele (siehe S. 19) 

Erfahrungen mit ähnlichem Instrument in GB 

Vorteil, die man sich daraus verspricht: Belebung der individuellen WB-Bereitschaft

Zur Umsetzung:  obligatorische Beratung sollte  mindestens Folgendes leisten: 

• Welche WB-Maßnahmen sind mit Blick auf die Beschäftigungsfähigkeit sinnvoll? 

• Welche Finanzierungsmöglichkeiten hat der/die Interessierte 

• Ggf. schriftliche Bestätigung, dass die gewählte Maßnahme als berufl. WB förderfähig ist. 

( Ausstellung eines Zertifikats, das bescheinigt, dass Maßnahme sinnvoll ist und dass es sich um eine nichtbetriebliche, berufliche Weiterbildung handelt. Zudem Prüfung, ob die Bildungsaufwendungen objektiv in Zusammenhang mit künftigen Einnahmen stehen. 

Beratungs-Institutionen: 

• flächendeckende Verbreitung, • Erfahrung im Weiterbildungsmarkt 

• Unabhängigkeit von Weiterbildungseinrichtungen. 

Z.B.: Kammern, Volkshochschulen, länderspezifische Beratungseinrichtungen wie WB-Verbünde (Schleswig-Holstein) oder Beratungen für andere WB-Förderungsmaßnahmen (etwa den Bildungsscheck in NRW). Um die jeweils beste Lösung zu finden, erscheint es sinnvoll, mit den Ländern und den potenziellen Beratungsstellen in Kontakt zu treten. 

A-Drs. 16(18)145a

Prof. Dr. Friedrich Hubert Esser,      Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH),









für  CDU/CSU     

Leiter der Abteilung Berufliche Bildung 

gemeinsam mit Hr. Treier (DIHK); äußert sich zu WB-Grundsatzfragen & -Finanzierung

klassische Arbeitgeber-Argumentation, vielfach schlecht begründet und widersprüchlich; 

Fragen: nicht vorrangig an Esser und Treier stellen, um ihnen keine Gelegenheit zur Selbstdarstellung/Werbung für ihre Positionen  zu geben.

TV-Ansätze werden eher zurückhaltend beurteilt, aus Effizienzgründen sollten 

Q-Maßnahmen zwischen AN (Arbeitnehmern) und AG (Arbeitgebern) vereinbart werden.

WB-Bedarf wird aus Sicht der Wirtschaft ansteigen: Bewusstsein  von Arbeitgebern (AG) &  Arbeitnehmern (AN) muss sich ändern, um volle Lebensarbeitszeit für WB zu nutzen.

Errichtung einer vierten Säule im Bildungswesen, die „mit einer größeren staatlichen Verantwortung einhergeht“ wird weder für erforderlich noch für wünschenswert gehalten.

Marktprinzip müsse im Sinne von Qualitätssicherung und Bedarfsdeckung erhalten bleiben, der Staat solle sich „auf die Einhaltung der Rahmenbedingungen sowie die Errichtung von Supportstrukturen konzentrieren“.

Das in Dtl unterdurchschnittliche WB-Engagement sollte sich vor allem bei unterrepräsen-tierten Gruppen erhöhen; als Zielgruppen für berufliche WB wird Erwerbsbevölkerung beschrieben, wobei besonderes Augenmerk auf die Leistungsreserven des dt. Arbeitsmarktes (Zuwanderer, Ältere, Frauen) gerichtet werden sollte.

Pass- und Treffgenauigkeit der dt. Weiterbildungslandschaft seien gegeben, es gebe also kein Angebotsproblem. Wiss. WB solle sich auf die WB von Hochschulabsolventen konzentrieren.  

Das zielgruppenspezifische WB-Marketing weise Defizite auf, da die Nachfrager die Wirksamkeit der WB-Angebote nicht einschätzen können. 

Finanzierung  zwei Grundsätze: 

      1.  Eigenbeteiligung erhöht die Lernmotivation, 

      2.  Hauptverantwortung soll derjenige übernehmen, der den größten Nutzen trägt.

Die Vorschläge von Rürup und Dohmen mit KooautorInnen sind „ein erster Schritt für mögliche zusätzliche WB-Finanzierungsformen“;  das Meister-BaFÖG solle erweitert werden.

Nachfrageorientierung in SGB II und III wird begrüßt; Förderstrukturen dürfen aber nicht dazu führen, dass „sinnvolle WB für Erwerbslose“ unmöglich werden.

Die Einräumung einer Zweiten Chance wird als öffentliche Aufgabe beschrieben, über gezielte Programme sollte  nachgedacht werden „ soweit sie Effizienz erwirken“. Aber: 

Staatliche Förderung der „2.Chance“ sollte die abschlussbezogene Ausrichtung überdenken; 

betriebsnahe Qualifizierung für den „ersten Arbeitsmarkt“ muss das Ziel sein.

Ein bundesweites EbiFG als gesetzliche Grundlage würde über das Ziel hinausschießen (enormer Verwaltungsaufwand, lediglich Zusammenfassung vorhandener Finanzierungsinstrumente, keine Erkennbarkeit am Fachkräftebedarf der AG).

Eigenbeteiligung ist sinnvoll, nicht aber gesetzliche WB-Ansprüche.

Bildungssparen, -prämen und –kredite  als Finanzierungsinstrumente interessant. 

„Umfassendes Finanzierungssystem für WB in Dtl ist aus heutiger Sicht weder erforderlich noch umsetzbar“;  es sollte vielmehr bedarfs- und zielgruppengerechten Instrumenten-Strauß geben. Steuerliche Absatzbarkeit von WB-Kosten wird als „sinnvoller Ansatz“ bewertet.

A-Drs. 16(18)145g  

Dr. Klaus Heimann IG Metall, Funktionsbereichsleiter                        für DIE LINKE.


Siehe Bayer: gemeinsame Stgn.
A-Drs. 16(18)145j
Rudolf Helfrich, Vorsitzender Bundesverband der Träger beruflicher Bildung (BBB)   

für SPD                              

eine klassische „Verbände-Stellungnahme“ mit vielen (auch sehr interessanten) Facetten und unterschiedlichen Positionen; hinsichtlich WB-Strukturen vieles in Übereinstimmung mit LINKEN-Antrag; in Finanzierungsfragen eher traditionell (und auch widersprüchlich??)

Aktueller Bedarf wesentlich größer als die derzeit durchgeführten Aktivitäten. 

Kritisiert wird die seit 2002 extrem zurückgefahrenen öffentlich geförderten WB-Anstrengungen (im Auftrag der BA). Der WB-Bedarf wird weiter steigen; es besteht großer Nachholbedarf im europäischen Vergleich. Ausdrückliche Unterstützung für Absicht im Koalitionsvertrag 11.11.05

Seit Jahren sinkenden WB-Beteiligung muß durch systematische Personalentwicklung entgegengewirkt werden, auch durch WB. Auch AN müssen in Richtung LLL umdenken.

Öffentlich geförderter WB kommt besondere Verantwortung zu.

Unterrepräsentanz der „Bildungsbenachteiligten“ (speziell An- und Ungelernte) muss entgegengewirkt werden. Einsatz von langfristigeren qualifizierenden (abschlussbezogene) Bildungsmaßnahmen dürfen nicht weiter  zugunsten von kurzfristigen Aktivierungsmaßnahmen zurückgefahren werden. Dtl. darf Wettbewerbsvorteile nicht noch weiter verspielen.

Differenzierung nach einzelnen WB-Angeboten ist vorzunehmen (Frage 6)

Zielgrößen sollten sich an der demographischen Entwicklung, dem prognostizierten Arbeitskräftepotential sowie der WB-Beteiligungsquote im OECD-Vergleich orientieren.

Notwendigkeit von LLL (WB-Zielgruppen) wird für alle Gruppen im Arbeitsprozeß gesehen.

Pass- und Treffgenauigkeit von WB ist dann am höchsten, wenn die TN in die Auswahl des Angebots einbezogen werden und vorher ein Profiling stattgefunden hat. Struktur / Organisation von WB sollte so verändert werden, dass sie berufsbegleitend mit Selbstlernphasen  durchgeführt werden.

Zu Transparenz und Info über WB wird die Einbeziehung der Stiftung Warentest begrüßt, desgleichen die Verpflichtung zur Beratung vor und während einer WB (§ 8 AZWV – dazu insgesamt ein positives Votum, Frage 13/14).

Bildungsmarketing sollte verstärkt werden; desgl. Angebote der 2. Chance.

Die Finanzierungsstrukturen der WB werden für problematisch gehalten; nicht der einzelne ist primär verantwortlich, öffentlicher Finanzierung kommt eine tragende Funktion zu.

Die staatliche Förderung der WB ist falsch ausgerichtet (Orientierung an den 60 er Jahren) 

Ein WB-Gesetz sollte Rahmenbedingungen setzen und u.a. Kosten & Lohnersatzleistungen regeln. Die  Schaffung eines EBiFG wird vom BBB begrüßt.

Einführung von Bildungssparen wird befürwortet, allerdings nicht als isoliertes Geldanlageprodukt der Kreditbranche. Es sei erforderlich, um die Erwerbsquote zu erhöhen und die Beschäftigungschancen, speziell von Älteren und schlecht Qualifizierten zu verbessern.

Eine öffentlich finanzierte Bildungsprämie/ Scheck wird begrüßt.

Bildungssparmodelle sollten nicht am System der Altersvorsorge angedockt werden. 

Steuerliche Anreize: ambivalent

TV- und Betriebsregelungen können F+WB stärken, sie können die öffentliche Verantwortung nicht ersetzen. Positiv: branchenspezifische Fondsmodelle 


A-Drs. 16(18)145d

Dr. Peter Littig DEKRA Akademie GmbH                                                                 für FDP
nimmt nur zu den Fragen 1-12 des „Grundsatzteils“ Stellung;  Stgn ohne highlights

 „permanente Lernbereitschaft“ der MitarbeiterInnen ein „absolutes Muss“(etwa in der digitalen Wirtschaft); WB ist Voraussetzung für erhöhte Beschäftigungsfähigkeit der MA 

aber auch für die dauerhafte Wettbewerbsfähigkeit der Gesamtwirtschaft.

Vorstellungen von WB als 4. Säule des Bildungssystem erscheinen noch als „recht abstrakt“, aber ........ grundsätzlich zu befürworten. 

Um WB-Beteiligung in Dtl. ist es „ nicht sonderlich gut bestellt“; besonders problematisch Vernachlässigung der bildungsbenachteiligten Gruppen (einschl. Frauen, Ältere). 

Kritik: 

Öffentlich geförderte WB wurde in den letzten 5 Jahren über alle Maßen abgebaut, 

„ beliebtes erstes Opfer bei betrieblichen Sparmaßnahmen“.

Vorschläge:

WB müsse  - mehr an Zukunftszielen statt am Tagesgeschäft orientiert sein; - Investitionen in WB müssen auf höherem Niveau verstetigt werden; - WB-Beteiligung aller MA erheblich gesteigert ; - zur selbstverständlichen Verpflichtung von MA und Unternehmen werden.

Zielgrößen in der WB werden als „durchaus sinnvoll“ betrachtet;

bei Kammern der freien Berufe werde eine WB-Verpflichtung festgeschrieben.

Zielgruppen -  neben den Bildungsbenachteiligten - „auch Führungskräfte“ 

Pass- und Treffgenauigkeit der WB-Angebote sollte erhöht werden 

Dialog der WB-Einrichtungen mit der Wirtschaft sollte verstärkt werden. 

Zur Motivationsstärkung der WB-Zielgruppen: „Entschulung der WB“ 

Transparenz in der WB:  „recht schlecht“;  

weitere Professionalisierungen in der WB-Beratung notwendig.

A-Drs. 16(18)145h

Dick Moraal Bundesinstitut für Berufsbildung                                                        für B90/Grüne
Ausführl. Stgn., fordert nationale Freistellungsregelung und Tarifvereinbarung.   

„Beschäftigungsfähigkeit ist in Deutschland gekennzeichnet durch den Widerspruch zwischen dem Bild eines eigenverantwortlichen und selbständigen Individuums und den … besonderen Rahmenbedingungen der berufl. WB. Kurzfristige Anpassungsmaßnahmen tragen kaum zur Beschäftigungsfähigkeit der AN bei“ 

Gesamtaufwendungen für berufl. WB etwa 35 Mrd. €. (siehe Grafik S.2) 

Summierung der Einzelaufwendungen kaum möglich > Schätzungen: 

Unternehmen tragen ca. 48% (16,7 Mrd., incl. 7Mrd. Personalsausfallkosten),

Individuen ca.39% (13,8Mrd); nur 2/3 machen von steuerl. Entlastung Gebrauch ( Staat hat Mehreinnahmen;  Staat: ca.1%(0,4 Mrd.)

BA ca.12% (4,2 Mrd.)plus ca. 1 Mrd. Wiedereingliederung Behinderter; unklar bildungsbedingter Anteil an Unterhaltsgeld. 

( finanzielle Hauptlast liegt bereits heute bei den einzelnen Teilnehmern. 

EU-Vergleich: berufl. WB-Beteiligung in D. (Platz 13) schlechter als in Skand. Ländern, F, NL. 

    [Paradoxon: nur 23 % WB-Beteiligung in letzten 12 Monaten, aber 62% (15- 64J) meinen,

     „Regelmäßige WB (…) verbessere die Beschäftigungsmöglichkeiten“] 

betriebliche WB liegt in EU (25Staaten) im Mittelfeld (Platz 9). Aber:

· Chance für MA, an Weiterbildungskursen teilzunehmen (Platz 16)

· Intensität der Maßnahmen: D am unteren Ende (Platz 22). 

· Trotzdem liegen die direkten Kosten recht hoch (Platz 5). 

· Angebot der konventionellen arbeitsplatzintegrierten Formen/auch Coaching (Platz 4) 

· Angebot an „modernen“ arbeitsintegrierten Formen (z.B. Job-Rotation): Platz 20 

· Lern- und/oder Qualitätszirkel, selbstgesteuerten Lernen:  Platz 12.

interne Strukturen (Bedarfsermittlung, WB-Planung u.a.) wenig Systematisierung

· Qualifikations/Bedarfsanalysen der MA: (Platz 14) 

· Weiterbildungsplanung: Platz 14;  Nutzung spezielles Budgets (Platz 13)

· 4% der Unternehmen haben internes WB-Zentrum (Platz 16)

· 44% der Unternehmen überprüfen Erfolg des WB-Angebots systematisch (Platz 9). 

Betriebl. WB in D für relativ wenig Beschäftigte, meist Fach-/Führungskräfte (Selektivität!), 

Teilnahme betriebl. Führungskräfte ist 6mal höher als die der un-/angelernten Arbeitskräfte. 

WB auf kurzfristige Anpassungsmaßnahmen konzentriert. Maßnahmen sind relativ teuer. 

( Widerspruch zur Einstellung der Unternehmen (80% halten WB für „unverzichtbar“)

Demographische Entwicklung: Abnahme der Bevölkerung ab 2010; Höhepunkt 2030. 

Abnahme der 35- 54Jährigen, Anstieg des der 55-64J. (höchster Anteil am Erwerbspotenzial) 

Aber: aktivste Gruppe: 25- 35 Jährige; bei den über  45-J  ist WB-Beteiligung  nur halb so hoch. 

Diskontinuierl. Erwerbsverläufe nehmen zu (Mobilität) ( WB-Teilnahme (PL. 16) erhöhen! 

• WB-Teilnahme  nahm von 29 % in 2000 auf 26 % in 2003 ab. 

Änderungsbedarf in WB-System: 

• kurzfristige betriebsspezifische Ziele haben neg. Folgen für  überbetriebliche Verwertbarkeit 

• keine klare Vermittlungsverantwortung für betriebsübergreifende Qualifikationen 

• betriebl. Alleinanspruch für Inhalte der WB schränkt die fördernde Einflussnahme öffentlicher Instanzen ein (  Anteil zertifizierter WB-Maßnahmen sehr niedrig. 

• Teilnahme an nicht-formaler Ausbdg/WB (d.h. an organisierten Lerntätigkeiten außerhalb des regulären Schul-/Hochschulsystems) liegt in D. (13%) unter EU25-Durchschnitt (17%). 

• Frauen in der betriebl. WB etwas unterrepräsentiert (33%w : 38% m), in einzelnen Wirtschaftsbereichen erhebliche Unterschiede (u.a. bedingt durch Unterschiede im Tätigkeitsprofil 

Ziele von Unternehmen, Individuen, öffentl.Hand (Bund, Länder, BA) nicht deckungsgleich

Unternehmen: Deckung des Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften und die ständige Anpassung der Qualifikationen an die technologischen/arbeitsorganisatorischen Entwicklungen

Individuen: Kompetenzerweiterung, Persönlichkeitsentwicklg, Verbesserung berufl. Situation 

Interesse des Staates: 

· Förderung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Wirtschaft. 

· Bewältigung der erheblichen Arbeitsmarktprobleme 

· Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts; Chancengleichheit. 

Segmentierung der berufl. WB 

Es gibt drei Bereiche: 

• betriebl. • individuelle berufl. • WB für Arbeitslose & von Arbeitslosigkeit bedrohten 

Es existiert in Dtl.  eine Trennung zwischen den einzelnen Bereichen der beruflichen WB. 

 (In unterschiedlicher Weise sind z.B. in Dänemark und die Niederlande die Akteure - Staat, unternehmen, Gewerkschaften, Individuen, Bildungsträger - in ein komplexes System eingebunden.) 

Prinzip der Subsidiarität (Verantwortung im eigenen Bereich) ist in D. sehr stark entwickelt.  

Staat ist verantwortlich für die WB der Arbeitslosen 
Segmentierung ( strukturelle Rahmenbedingungen müssen verbessert werden! 

Forderung: integrierte Arbeitsmarkt- und Qualifizierungspolitik (wie in skand. L. und NL: 

Flexicurity-Prinzip:  der beschleunigte Strukturwandel wird als Grundtatsache betrachtet, für die adäquate Lösungen zu finden sind. Flexicurity ist definiert als eine Kombination von:

flexible Arbeitsmärkte und hohes Niveau sozialer Sicherung.  Das erfordert: 

· Kooperation getrennter Verantwortlichkeiten

· nationale Rahmenregelung für die Freistellung, wie in Dänemark 

· sog. Stellvertretungsprinzip: Freistellung eines Beschäftigten für eine längere Periode und gleichzeitige Einsetzung von Arbeitslosen; auch Job-Rotation-Maßnahmen 

· Mischfinanzierungen

Es genügt nicht, einzelne Instrumente wie Bildungssparen, Bildungsprämien, Bildungsschecks, Steuervergünstigungen isoliert einzuführen oder Gesetze punktuell - z.B. durch die Integration des Stellvertretungsprinzips - zu ändern. Die Vorschläge zur Änderung des SGB III genügten z.B. überhaupt nicht, um das Instrument Job-Rotation in die berufliche WB zu integrieren. Vielmehr sollte ein Policy-Mix von Maßnahmen & Instrumenten in eine nationale Freistellungsregelung integriert werden. 

Das gelingt nicht auf der Grundlage von bereits bestehenden Gesetzen (z.B. Bildungsurlaubsgesetz), Modellprojekten und punktuellen Änderungen an Beschäftigungsgesetzen 

( Tarifvertraglich geregelte berufliche Weiterbildung 

In den Nl enthalten die Tarifverträge Regelungen, die über die tarifl. Vereinbarungen über die Höhe von Löhnen hinausgehen. Z.B. bezügl. Sozialfonds; sie bilden wichtiges Bindeglied zwischen ökonomischen und sozialen Prozessen (z.B. Arbeitsmarkt/soziale Sicherheit/ WB). 

Infos zu den Sozialfonds (Bildungsfonds) in den NL  und zu tariflichen Regelungen im Baugewerbe  (siehe S. 9/10) oder folgende Seite lesen. 

Zusatzinfos zu Stgn. Moraal: 

Als eine Form der Sozialfonds entstanden in den NL die sog. O&O Fonds (Aus- und Weiterbildungsfonds) u.a. zur Finanzierung der WB von AN, Unterstützung der dualen berufl. Erstausbildg,  Förderung der Beschäftigung. Alle Unternehmen einer Branche tragen durch einen festen Beitrag zur Finanzierung der Bildungsmaßnahmen bei. Diese Fonds werden fast immer durch einen bestimmten Anteil an der Lohnsumme finanziert (zwischen ein Promille bis zu 3% der Lohnsumme). Bis 2002 stieg die Zahl der Branchenfonds auf 99 und erreichten damit mehr als 40% aller Beschäftigten — ungefähr 2,5 Millionen. Der jährliche Umsatz der Branchenfonds stieg auf 600 Millionen Euro an, davon wurden zwei Drittel für Maßnahmen im Bereich der betriebl. WB, für die duale Lehrlingsausbildung und für Beschäftigungsprojekte genutzt. 

Fast jeder fünfte Fonds nutzt schon Verfahren zur Zertifizierung der arbeitsplatzintegrierten/arbeitsplatznahen Formen der betrieblichen Weiterbildung und Arbeitserfahrung. Die Tarifverträge und auch die darin enthaltenen Sozialfonds (auch die Bildungsfonds) werden nachträglich vom Staat für die jeweiligen Branchen als allgemein verbindlich erklärt. 

Die branchenorganisierte tarifvertraglich geregelte Aus- und Weiterbildung ist bis dato nicht üblich in Deutschland. Als eine Ausnahme kann die Regelung im Gerüstbaugewerbe herangezogen werden. Sie war sowohl in ihrer inhaltlichen (sozialpartnerschaftlichen) als auch finanziellen (umlagefinanzierten) Ausgestaltung einzigartig in Deutschland. 

Die Tarifvertragsparteien des Gerüstbaugewerbes einigten sich 1981 auf ein tarifliches Finanzierungssystem Aus der sogenannten Sozialkasse des Gerüstbaugewerbes werden die tarifvertraglich geregelten Sozialleistungen sowie die Kosten für die Berufsbildung finanziert. Sowohl die berufliche Erstausbildung als auch die berufliche Weiterbildung wird im Gerüstbaugewerbe durch die Tarifpartner selbst geregelt. Seit 1987 wurde das obenerwähnte Modell der Sozialkassen für das ganze Baugewerbe in Deutschland übernommen. Schwerpunkt ist hier allerdings die betriebliche Erstausbildung. Erst in den letzten Jahren ist die Förderung der betrieblichen Weiterbildung dazugekommen. Die Umlage wird von allen Betrieben im Baugewerbe erhoben. Die Umlage (1,2% der Brutto-Lohnsumme) ist an die Einzugsstelle zu zahlen. Die Sozialkassen des Baugewerbes erstatten dem Arbeitgeber teilweise Vergütungen und die von ihm zu leistenden Sozialaufwendungen und finanzieren die überbetrieblichen Ausbildungsstätten des Baugewerbes. Seit 1991 gibt es auch eine Fondslösung im Bereich der Land-und Forstwirtschaft zur Finanzierung von Aus-, Fort- und Weiterbildung von AN, die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben erwerbstätig sind. Einen neuen Anlauf zur tariflichen Regelung von betrieblicher Weiterbildung wird seit einiger Zeit vor allem von der IG Metall anvisiert. In den letzten Jahren wurden in der badenwürttembergischen Metall- und Elektroindustrie und der westdeutschen Textil- und Bekleidungsindustrie unterschiedlich konzipierte Qualifizierungstarifverträge abgeschlossen. IG Metall und Arbeitgeber haben sich in der Tarifrunde 2006 auf einen Tarifvertrag zur Qualifizierung verständigt. Das Zustandekommen der Qualifizierungstarifverträge verursacht aber noch immer eine Reihe von Konflikten zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften. Als strittig gilt bei Arbeitgebern, ob Weiterbildung überhaupt durch Tarifverträge reguliert werden sollte. Aktuelle Untersuchungen zeigen, dass die Qualifizierungstarifverträge in den Unternehmen zu einer intensiveren  Auseinandersetzung mit dem Thema Weiterbildung führt. 

A-Drs. 16(18)145e

Dr. Stephanie Odenwald GEW-Hauptvorstand,                                                       für SPD
Leiterin der Abteilung Berufliche Bildung und Weiterbildung 

ausführliche Stgn zu allen Fragen der Teile I und II;  materialreich und substantiell   

Es gibt hohen, nicht realisierten Bedarf an F+WB. Trend zur Privatisierung stoppen!

Derzeitige Struktur der WB-Förderung steht einer WB-Ausweitung entgegen.

Vierte  Säule WB  wird nachdrücklich begrüßt, aber Realität sehe anders aus. 

Föderalismusreform schwächt tragfähige WB-Strukturen.

Rückgang der WB-Beteiligung in Dtl wird mit Daten ausführlich belegt.

Überprüfbare Zielgrößen unverzichtbar; kurzfristig: Erhöhung der WB-Beteiligung um 30 %. Lebenslanges Lernen muss zum Bestandteil der Normalbiographie werden.

Bildungsbenachteiligungen sind gezielt auszugleichen (2.Chance, MigrantInnen...) ; 

Bei Beseitigung von WB-Defiziten kommt BA besondere Aufgabe zu.

Weiterbildungsabstinenz durch gezielte und intensivere Beratung entgegenwirken! (auch Frage 15, Bildungsmarketing)

Beispiel für gute Hochschulpraxis: HWP in Hamburg.

Aufzählung von Beispielen, die WB-Zugang behindern/erschweren (Frage 11)

Kritik an WB-Angeboten nach SGB II und III (zu kurz, zu wenig zielgruppenorientiert und wenig qualifikationserhalt-orientiert.)

Als Erfolgskriterium für WB darf nicht allein der ökonomische Erfolg oder die Integrationsquote betrachtet werden; allgemeine, kulturelle und pol. WB verschwinden aus dem Blickfeld. 

Qualitätssicherung wichtig; die beiden wichtigsten Q-Systeme EFQM oder LQW stellen nur Mindestanforderungen dar. Bei 2.Chance-Programme Verweis auf Nachbarländer.

WB-Finanzierung: infolge der Heterogenität des Angebots nur „Set von Finanzierungs-Instrumenten“ sinnvoll. Betriebliche WB Aufgabe der Unternehmen; Branchenfonds wie bei EU-Nachbarn haben sich bewährt. 

WB Arbeitsloser ist Steuerungsaufgabe der BA; 

allgemeine WB Aufgabe der Bundesländer.

Nachfrageorientierte WB-Maßnahmen und die Arbeitnehmer stärker belastende Instrumente benachteiligen Einkommensschwächere (  Rückgang der WB-Nachfrage.

Bildungsförderungsgesetz und als erster Schritt EbiFG gemäß Timmermann-Kommission prinzipiell sinnvoll; Verweis auf weitergehende IGM/Ver.di/GEW-Initiative von 2002, die zZt überarbeitet wird. 

Gesetzliche Regelung sowohl für WB-Ansprüche wie auch für Finanzrahmen ( u.a Lernzeitkonten) im Prinzip sinnvoll.

„Bildungssparen stellt nur eines der möglichen Instrumente, in seiner Wirkung eng begrenztes WB-Förderinstrument dar. ... Es ist nur im Gesamtpaket mit anderen Instrumenten zu sehen und darf auf keinen Fall isoliert betrachtet werden.“

Einwände gegen Bildungssparen (Fragen 22-26 kompakt) „Jede Finanzierungsform für LLL, die im wesentlichen als Subjektfinanzierung ausgestaltet ist führt dazu dass Marktunvollkommenheiten durchschlagen.“ (S.9)

Bildungskredite etwa für Meisterausbildung werden nicht grundsätzlich abgelehnt.

Steuerliche Maßnahmen zur WB-Förderung haben den Nachteil, dass nur Bevölkerungsschichten mit hohem/mittlerem Einkommen an WB partizipieren.

TV und betriebliche Vereinbarungen sind höchst notwendig - mit einer gesetzlichen Absicherung von Lernzeitansprüchen.

A-Drs. 16(18)166 und 167

Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Adalbert Rürup                                                              für CDU/CSU

 Technische Universität Darmstadt, Finanz- und Wirtschaftspolitik 

Vorschlag drei Elemente umfassendes Finanzierungsinstrumentarium:

Bevölkerungsentwicklung durch die Alterung:  

Abnahme Bevölkerung bis 2050 um 10-16 % auf 74 bis 69 Mio. > Rückgang Erwerbsbevölkerg

Erwerbstätigen im Jahr 2035 müssen etwa 15 Prozent mehr leisten, wenn die gleiche Menge an Konsum- und Investitionsgütern pro Kopf der Bevölkerung wie heute produziert werden soll. Wachstumsrückgang von 0,45%/Jahr = fast ein Drittel des bisherigen mittleren realen Wirtschaftswachstums pro Kopf der Bevölkerung 

Kompensation: Erhöhung der Erwerbsquote (Frauen & Ältere),Verlängerg Lebensarbeitszeit
forcierte Bildungs- und insbesondere Weiterbildungsanstrengungen notwendig

Finanzierungsverantwortung von Staat und Individuum (<->Unternehmen, betriebl. WB)

positiven Einkommenseffekte/Beschäftigungsstabilität > Fin. durch Individuum, 

aber Geringqualifizierte weniger finanzielle Mittel, Sparpotential der Haushalte begrenzt 

bei unterschiedlichen Sparmotiven Verdrängungseffekte (privates Altersvorsorgesparen) 

Vorschlag

1) Erweiterung Vermögensbildungsgesetzes (VermBG) um Möglichkeit der förderungsunschädlichen Entnahme aus den bereits angesparten vermögenswirksamen Leistungen; damit werden Personen mit geringer Qualifikation und niedrigeren Einkommen erreicht. 

2) Gewährung Weiterbildungsprämie für Geringverdiener,  50% der Teilnahmekosten bis zu einer Höhe von 154 € soll vom Staat übernommen werden. 

3) Erweiterung des VermBG  um Möglichkeit der Inanspruchnahme eines Weiterbildungsdarlehens ohne Kreditwürdigkeitsprüfung analog zu Studienkrediten. 

Bei Vorgabe Haushaltsneutralität im engeren Sinne kann das Ziel der Mobilisierung zur WB nicht bzw. allenfalls durch die Einführung von Darlehensoptionen erreicht werden. 

Betrachtet man WB aus staatlicher Sicht als Investition, dann ergeben sich dadurch positive Folgewirkungen für die öffentlichen Haushalte 

„erschreckend niedrige Weiterbildungsbeteiligung“ sinkt mit dem Alter. 

 25-bis 64-Jährigen Erwerbsbevölkerung lediglich 14 % 

Dänemark, Schweden, USA liegen mit Teilnahmequoten um 45 % an der Spitze

Rückgang der Weiterbildungsbeteiligung bei den 45-bis 54-Jährigen

Selektion 38% hatten Abitur; 16% niedriger Schulabschluss 

positive Effekte wenn Beteiligung an WB ( 

· steigende Beitragseinnahmen der Sozialversicherungen

· höheres Steueraufkommen. 

· mehr Verantwortung für die Erziehung der Kinder 

· mehr Demokratieverständnis und bürgerschaftliches Engagement 

· steigende Arbeitsproduktivität

· weniger Arbeitslosigkeitsrisiko

· mehr  individuelles Erwerbseinkommen, Aufstiegswahrscheinlichkeit 

A-Drs. 16(18)145k

Ingrid Sehrbrock DGB-Bundesvorstand, Stellv. Vorsitzende                             für CDU/CSU   

Weist als einzige auf den Zusammenbruch der Weiterbildungsstrukturen hin. 

>40.000 Beschäftigte arbeitslos, andere prekär beschäftigt! Kritisch gegenüber Bildungssparen. 

LLL kann nicht allein durch die Kräfte des Marktes verwirklicht werden. Öffentliche Verantwortung!

Bundeseinheitliche Regelungen für WB nötig; Sicherstellung einer flächendeckenden Grundversorgung  für allgemeine, politische und kulturelle WB usw.  

Verstärkte Angebote für Ältere nötig; Gesundheitsmanagement und WB müssen verzahlt werden.  

DGB fordert: Präventive WB-Politik für Beschäftigung. 

Verlängerung der Wochen/Lebensarbeitszeit kontraproduktiv. ( flexible Arbeitszeitregelungen

„Arbeitszeiten müssen an Lebensabschnitten bedürfnisgerecht gestaltet werden.“  

Langzeitarbeitszeitkonten, Freistellungsphasen, Sabbaticals. (s. Schweden: Erstausbg und WB verzahnt, Erwachsene erhalten ab 26 bis 50 bei Nachholen eines Abschlusses Studienunterstützung von 82% der notwenigen Aufwendungen). 

Seit 1997 WB-Beteiligung rückläufig; lediglich 42% der westl. und 45% östl. Betriebe bieten WB an. 

Bei KMU gering;  Politik der BA hat zu Rückgang um 65% geführt! 

¾ der 45-Jährigen ohne Abschluss haben nie an einer WB teilgenommen 

Maßnahmedauer wird immer geringer 

Zielgrößen und Vereinbarungen unverzichtbar. (vgl Skand. Länder, Ö, Lux: WB-Beteiligg > 70%)    

BA: 

„Die Leistungen zur Wiedereingliederung nach SGB III müssen gezielt für Geringqualfiz., Migranten, Alleinerziehende, WiedereinsteigerInnen nach Erziehungspause genutzt werden.“ 

Qualifizierung geht vor Mehraufwandsentschädigung (1Euro-Jobs)

Vorschläge:  

· Weiterbildungsmöglichkeiten Ältere: Förderung in KMU, Jobrotation u.a.

· Hochschulen: Weiterbildende Studiengänge. 

· Vernetzung Weiterbildungsträger der Region. 

· Ausbau Bildungsberatungskapazitäten: Informations- und Datenbanksystem

· Bildungsmarketing 

· Zeitl. Befrist. Kombilohnmodell für Zeit der Nachqualifizierung denkbar
· Gesetzl. Normierung  für gesamte berufl. WB

· Bildungsurlaubsregelungen, auch für soziales und polit. Engagement 

Problem:  

· Bisher durch Bildungsgutscheine ist WB Entscheidung des Einzelnen

· Zusammenbruch der Weiterbildungsstrukturen. >40.000 Beschäftigte arbeitslos, andere prekär beschäftigt!

Qualitätssicherung: 

· anerkannte Qualifikationsstandards entwickeln 

· Fortführung der Stiftung Bildungstests, finanziert durch Bund und Länder 

· Ausbau Akkreditierungsverfahren, auch für non-formale WB (Abschlüsse), 

· Bildungspass

Finanzierung: 

Bildungssparen:  problematisch!  Vorgeschlagenes Konzept genügt nicht.

bei Privatisierung Bildungskosten ( Auseinandertriften der Einkommensgruppen 

20% der einkommensschwächsten Haushalte haben Schulden (  kein Darlehen möglich. 

Forderungen: 

· Unternehmen dürfen sich nicht weiter aus der WB zurückziehen.  

· Aufwendungen für Aus- und Weiterbildung müssen im Einkommensteuerrecht weiterentwickelt werden.  

· Es gibt etwa 200 Tarifverträge, die Regelungen zur Freistellung beinhalten

· Bei Problemen der einzelbetriebl. Finanz. kann auf kollektives Konzept abgestellt werden.

· WB-Fonds sind Alternative; Bündelung von Ressourcen  (Forderung GEW/ver.di/IGM

· WB im Rahmen der Betriebe sollte fester Bestandteil der Mitbestimmung sein. 

· Chancengleichheit Männer Frauen       

· Lernzeitkonten auf betrieblicher und tariflicher Ebene

· Sicherung der Wertguthaben bei Insolvenz  

A-Drs. 16(18)145b

Prof. Dr. Dieter Timmermann Universität Bielefeld, Rektor                                     für alle
verweist auf die Ergebnisse der von ihm geleiteten BMBF-SV-Kommission 2004, nimmt aber – bisweilen selektiv – zu allen Fragekomplexen kompetent Stellung; viele Querverweise

Bedarf an WB ist „hoch und steigend“; 

Idee der „Versäulung“ des Bildungswesens wird eher kritisch bewertet.

Bei der schlechten WB-Beteiligung in Dtl. kann es „nur darum gehen, die unterrepräsentierten Gruppen zu höherer Teilnahme zu bewegen“ (es folgen neun Einzelgruppen):

„Formulierung von Zielgrößen für die WB ist sinnvoll, als die Politik damit signalisieren kann, welche Priorität sie dem LLL beimisst.“ (S. 3 oben) !

Zielgruppen siehe Fragen 8/9. „Ich glaube allerdings, dass das WB-Sparen allein nicht ausreichen wird, um dem Personenkreis für 2.Chance eine solche anzubieten und sie zu erreichen.“

Pass- und Treffgenauigkeit der Angebote scheint bislang nicht allzuhoch zu sein.

Problem mangelnder Zielgruppengenauigkeit ist eher ein Problem schlechten Marketings.

Mit dem neuen Instrument des WB-Marketings ist zuerst eine Aufgabe der Politik beschrieben, um die Bedeutsamkeit des LLL für Gesellschaft und Wirtschaft zu verdeutlichen; vorgeschlagen werden „Informations- und Werbekampagnen in den diversen Medien“.

Bildungssparen sollte durch „moral suasion“ und die von der Exp-Kommission im EBiFG vorgeschlagenen Fördermaßnahmen ergänzt werden, um die 2.Chance greifen zu lassen.

Finanzverantwortung (s. Exp-Gutachten 2004); drei Schultern : AN, AG, öffentliche Hand. Die dem LLL zu widmenden Ressourcen müssen steigen, „ so dass sich die drei Akteure eine größere und wachsende Last zu teilen haben.“ 

„Die Umsteuerung im SGB III (gemeint sein dürfte die Umstellung auf Bildungsgutscheine) ist zu stark zulasten von F+WB gegangen; hier ist eine partielle Umkehr erforderlich“. 

AFBG ist auf einem guten Weg und sollte ins EBiFG integriert werden; BaFÖG sollte im Rahmen des BiFG (mit den Konditionen  des AFBG) vereinheitlicht werden.

EBiFG wird den öffentlichen Förderbedarf ausweiten; Verweis auf IAT-Fraunhofer-Gutachten (50 % der öffentlichen Bildungstransfers gehen an die Gruppe der 16-26Jährigen und dort an Pers mit Abitur !!) EBiFG sollte soziale Verzerrung in der öffentlichen Bildungsförderung ausgleichen. 

Bildungssparen,   -prämien und –kredite  sind von der Exp-Kommission vorgeschlagen, aber nicht im Detail entwickelt worden – mehrere Modelle sind denkbar.

Fazit: (in Abgrenzung von Rürup): 

In drei gesellschaftliche Handlungsfelder müssen mehr Ressourcen als bisher investiert werden: LLL, Gesundheitsvorsorge, Altersvorsorge.  Lernen ist die Basisinvestition mit Vorrang. 

Skepsis gegenüber „hilfloses Stochern im Steuerdickicht“

TVe & betriebliche Vereinbarungen sind mitentscheidend für Entwicklung eines LLL-Systems; „eine Reihe von institutionellen Bedingungen sollte bundesweit gesetzlich geregelt werden.“ 

Dr. Volker Treier, DIHK, Stellvertretender Bereichsleiter                                          für FDP
Berufliche Bildung, Bildungspolitik       gemeinsame Stgn. mit Esser
Es folgen Pressemitteilungen und –berichte von

· heute im Bundestag

· BMBF

· Handelsblatt vom 19.Januar („WB muss sexy sein“)

· Pressedienst Die GRÜNEN 

· Frankfurter Rundschau (IGM/ver.di/GEW) vom 17.Januar

· Das Parlament vom 12.02.2007

(sämtlich NICHT DIGITAL, sondern nur in der Printfassung

Insgesamt 8 Seiten)

